
Peitsche und Zuckerbrot: Autoritarismus
und Arbeiterbewegung

Am späten Nachmittag und Abend füllen sich langsam die Straßen Phnom Penhs
mit Arbeiter*innen, Kambodscha 2018 © Anonym

Kambodscha reagiert als zunehmend autoritärer Staat mit Gewalt, Gerichten und
Einschüchterungen auf Forderungen der Textilarbeiter*innen nach Lohn und
sozialer Sicherheit. Zugleich greift die Kambodschanische Volkspartei (KVP)
Anliegen der Arbeiter*innen selektiv auf, um einer breit angelegten sozialen
Bewegung, die das hegemoniale Projekt der KVP in Frage stellt könnte, den Wind



aus den Segeln zu nehmen.

 

Die kambodschanische Urbanisierungsrate ist eine der schnellsten der Welt. Die
Bevölkerung von Phnom Penh hat sich in den letzten zwanzig Jahren verdreifacht.
Zwar sind Interessen und Identitäten von Migrant*innen aus dem ländlichen
Raum weitgehend agrarisch ausgerichtet, weil die Arbeit außerhalb der
Landwirtschaft darauf abzielt, zum Lebensunterhalt der ländlichen Haushalte
beizutragen. Gleichzeitig hat fast jeder vierte Haushalt auf dem Land mindestens
ein Mitglied im erwerbsfähigen Alter, das für Arbeit ins Ausland migriert,
hauptsächlich nach Thailand. Dazu kommt die große Binnenmigration in die
Textilfabriken Phnom Penhs. Obwohl die Arbeitslosenquoten nach wie vor niedrig
sind und in den letzten zehn Jahren sogar weiter gesunken sind und das BIP-
Wachstum seit über einem Jahrzehnt durchschnittlich rund 7% robust ist, hat es
nicht alle Boote angehoben und Forderungen nach einer stärkeren Umverteilung
des Reichtums sind in den letzten Jahren laut geworden.

Generell fehlt es der kambodschanischen Wirtschaft an Vielfalt, und ihre
„Wachstumssäulen“ beschränken sich auf die Textil- und Bekleidungsindustrie,
das Baugewerbe, die Agrarindustrie und den Tourismus. Die Bekleidungsindustrie
macht rund 70 % der Gesamtexporte aus, und die übermäßige Abhängigkeit von
diesem volatilen Sektor für Exporteinnahmen und Beschäftigung stellt die
Entwicklung vor Herausforderungen. Die Beschäftigung in der
Bekleidungsindustrie ist von rund 20.000 im Jahr 1994 auf rund 700.000 im Jahr
2018 gestiegen. Der reale Mindestlohn stagnierte und sank sogar zwischen
2001-2013, paradoxerweise, während die ILO und die International Finance
Corporation, das US-Arbeitsministerium und zahlreiche internationale
Bekleidungskäufer die Bekleidungsherstellung in Kambodscha aufgrund eines
hochrangigen ILO-Fabriküberwachungssystems als „fair“ oder „ethisch“
gekennzeichnet haben.

Nationale und globale Abhängigkeiten
Die Arbeitsbeziehungen in Kambodscha sind ungewöhnlich komplex. Ein
entscheidendes Merkmal ist die institutionelle Überbesetzung der
Gewerkschaften auf nationaler Ebene. Es gibt über 90 Gewerkschaftsverbände,



gegenüber 24 im Jahr 2008, rund 90% organisieren sich hauptsächlich im
Bekleidungssektor. Die Organisierungsrate im Bekleidungssektor liegt seit über
einem Jahrzehnt bei rund 60%. Es ist durchaus üblich, dass ein Werk fünf oder
mehr Betriebsgewerkschaften hat. Kambodschas Bekleidungsarbeiterinnen, ob
mit oder ohne Gewerkschaftsunterstützung, stellen regelmäßig klassenorientierte
Forderungen nach Lohn, besserer Regulierung der Arbeitsbedingungen und
Gewerkschaftsrechten, während bürgerrechtliche Forderungen für
Gesundheitsversorgung, Schulbildung und Renten selten sind.

Eine Mehrheit der Gewerkschaften in Kambodscha ist mit der regierenden
Kambodschanischen Volkspartei (KVP) verbunden. Einige andere
Gewerkschaftsverbände stehen der oppositionellen Cambodia National Rescue
Party und ihrem Vorläufer, der Sam Rainsy Party nah. Und eine Handvoll
Gewerkschaften wahren die politische Unabhängigkeit und eine
arbeitnehmerfreundliche Haltung, wobei die Coalition of Cambodian Apparel
Workers Democratic Union (CCAWDU), ein Mitglied der Cambodian Labour
Confederation, die bedeutendste ist. Diese institutionelle Landschaft hat mehrere
Auswirkungen. Ein Hindernis für effektive Verhandlungen ist beispielsweise, dass
die Regierung ihre Verbindungen zu ausgerichteten Gewerkschaften genutzt hat,
um die Position der unabhängigen oder gewerkschaftsfreundlichen
Gewerkschaften zu neutralisieren. Dies ist aber kein rein kambodschanisches
Phänomen.



Arbeiter*innen nach Schichtende, Kambodscha 2018 © Anonym

Der zeitgenössische Export der Institutionen der Zivilgesellschaft und der
Arbeitsbeziehungen von Nord nach Süd ist Teil des Projekts zur Modernisierung
der politischen Ökonomie, das sich zentral mit der Schaffung eines stabilen
institutionellen Gefüges befasst, das für eine integrierte Weltwirtschaft notwendig
ist. Die Entwicklung von Gewerkschaften, von paritätisch-dreigliedrigen
Industriebeziehungen und hegemonialen Projekten, in die sie integriert sind,
findet sowohl innerhalb als auch außerhalb der staatlichen Arena statt. Nur
wenige Gewerkschaften können die Feindseligkeiten der Arbeitgeber ohne die
Unterstützung des Staates oder internationaler Netzwerke konsequent
überstehen. In Kambodscha besteht daher die Tendenz, dass Gewerkschaften
entweder unter staatliche Schirmherrschaft gestellt werden oder sich bei der
finanziellen, organisatorischen und solidarischen Unterstützung auf
internationale Gewerkschaften und NGOs verlassen.

Eine Mehrheit der kambodschanischen Gewerkschaften ist für ihre Existenz auf
den Staat angewiesen. Die regierungsfreundlichen Gewerkschaften können



durchaus als Bestandteil des Staatsapparates charakterisiert werden. Nur wenige
Gewerkschaften können eine finanzielle Unterstützung von ausländischen
„Solidaritätsstützungsorganisationen“ sichern, wie dies bei der CCAWDU und
einer Handvoll anderer Gewerkschaftsverbände der Fall ist. Sie werden damit
aber auch stark von den europäischen Gewerkschaften beeinflusst, die seit
Jahrzehnten einen stetigen Rückgang verzeichnen. Tatsächlich werden nicht nur
die institutionellen Formen exportiert, sondern auch die allgemeine Krise der
Institutionen. So liegt die Betonung auf der „Professionalisierung“ der
technischen Kapazitäten von Gewerkschaftern und der Schaffung einer offiziellen
Verhandlungsstruktur, die eine delegitimierende Wirkung auf spontane
Mobilisierungen hatte. Eine Repräsentation der Textilarbeiterinnen als Klasse, die
sich möglicherweise auf die Gesellschaft insgesamt auswirken könnte, findet
nicht statt.

Streiks, Proteste und Staatsgewalt
Es überrascht nicht, dass sich viele Gewerkschaftsaktivitäten in Kambodscha an
den Löhnen orientieren. Aus Sicht der Wertschöpfungskette gilt Kambodscha
nicht als wettbewerbsfähig, was die niedrige Arbeitsproduktivität, die hohen
Stromkosten und die langen Lieferzeiten aufgrund des Fehlens von Tiefseehäfen
und anderer Infrastruktur betrifft. Diese Faktoren, kombiniert mit stetig
sinkenden Einkaufspreisen internationaler Bekleidungskäufer, haben die
kambodschanische Regierung dazu veranlasst, die Lohnunterdrückung als
primären Wettbewerbsvorteil zu bevorzugen, wobei ethisches Branding als
Ergänzung dient. Die oben genannten Rückgänge der Reallöhne erreichten
2008-2010 ihren Tiefpunkt. Trotz sinkender Löhne wurde von den Arbeitnehmern
immer noch erwartet, dass sie weiterhin Überweisungen nach Hause schicken
und/oder zur sozialen Reproduktion im Haushalt beitragen. Dies führte zu
zunehmender Wut und Angst unter den Arbeiterinnen der Bekleidungsindustrie.

Die Zahl der Streiks ist zwischen 2010 und 2013 landesweit dramatisch gestiegen
– um fast 250 Prozent. Mehrere Streiks wurden mit Gewalt beantwortet, wobei
der erste von mehreren jüngsten bewaffneten Reaktionen von Behörden in einer
Sonderwirtschaftszone in Bavet an der vietnamesischen Grenze stattfand. Am 20.
Februar 2012 ließ Chhouk Bandith, damals Gouverneur von Bavet, das Feuer auf
eine Menge von rund 6.000 Demonstranten im Manhattan SEZ in Bavet, vor der
Kaoway Sports Schuhfabrik, einem Lieferanten von Puma, eröffnen. Zwei



Menschen wurde in die Hand geschossen, und eine Arbeiterin ist fast gestorben,
nachdem eine Kugel ihre Lunge durchbohrt hatte und das Herz gerade noch
verfehlte.

Unterkunft von Arbeiter*innen in Phnom Penh. Trotz Anstieg reichen
die Löhne kaum zum Überleben, Kambodscha 2018 ©Anonym

Im September 2010 und zwischen Dezember 2013-Januar 2014 kam es zu



landesweiten Streiks von Bekleidungsarbeiter*innen, die beide durch den
Abbruch nationaler Tarifverhandlungen ausgelöst wurden. Der letztgenannte
landesweite Streik wurde gewalttätig, als die mit AK-47 bewaffneten
Sicherheitskräfte am 2. Januar 2014 auf eine Menge von Demonstranten
außerhalb der Canadia Industrial Zone in Phnom Penh feuerten. Fünf
Demonstranten wurden getötet, über 38 verletzt und 13 verhaftet. Diese Vorfälle
staatlicher Gewalt in Industriegebieten und Sonderwirtschaftszonen zeigen, dass
viel auf dem Spiel steht, wenn es darum geht, günstige Arbeitskräfte für
Investoren bereitzustellen.

Ein weiterer wichtiger Faktor für das Verständnis der Gewalt im Jahr 2014 ist,
dass die Anliegen der Textilarbeiter im Mittelpunkt der Wahlkampfplattform der
oppositionellen Kambodschanischen National Rescue Party (CNRP) standen. Im
Vorfeld der Wahlen im Juli 2013 hatte Oppositionsführer Sam Rainsy einen
Mindestlohn von 160 US-Dollar pro Monat zugesagt, falls seine CNRP gewählt
würden. Von Mitte 2013 bis Anfang 2014 hatte die CNRP Massenproteste wegen
Unregelmäßigkeiten bei den Wahlen im Juli 2013 durchgeführt, die die CNRP
angeblich gewonnen haben soll. Während dieser Zeit zog der Freedom Park im
Zentrum von Phnom Penh mehrere zehntausend Demonstranten zu zahlreichen
Kundgebungen an, die größtenteils aus städtischer Mittelschicht und armen
ländlichen Gebieten bestanden, die von der Landnahme betroffen waren. Sam
Rainsy, der 1997 maßgeblich an der Gründung der ersten nicht der KPCh
angehörenden Gewerkschaft des Landes beteiligt war, begann zusammen mit
dem CNRP-Vorsitzenden Mu Sochua Ende Dezember 2013, Arbeiter zu dem
landesweiten Streik zu versammeln, um den Protest des CNRP mit dem
Streikprotest der Arbeiter zusammenzubringen. Tatsächlich versuchten die
Arbeiter zweimal, von ihrer Hauptproteststätte vor dem Arbeitsministerium zum
Freiheitspark zu marschieren, wurden aber durch Militärbarrikaden blockiert.
Überrascht vom Ausmaß des Streiks und der allmählichen Verzahnung der beiden
unterschiedlichen, aber verwandten Protestbewegungen ordnete die KPCh eine
militärische Intervention gegen den Arbeiterprotest an.

Die Peitsche
Die gegenwärtige autoritäre Wende begann mit der gewaltsamen
Niederschlagung protestierender Textilarbeiter im Jahr 2014, gefolgt von neuen
Gesetzen, die die Kontrolle über Gewerkschaften und NGOs verschärften. Im Jahr



2016 wurde das kambodschanische Arbeitsgesetz überarbeitet, um die
Vereinigungsfreiheit der Arbeitnehmer einschränken. So verschärft das Gesetz
beispielsweise die Kriterien für die Gründung von Gewerkschaften, indem es eine
höhere Anzahl von Mitgliedschaften zur Gründung von Gewerkschaftsverbänden
und -konföderationen vorschreibt. Das Gesetz schreibt auch vor, dass
Gewerkschaftsaktivist*innen mit Vorstrafenregistern und niedrigerer Bildung
nicht Gewerkschaftsführer werden dürfen.

Bei den Provinzwahlen im Juni 2016 sank die Unterstützung für die regierende
KVP von 62 auf 51 Prozent. Unterdessen verzeichnete die CNRP einen Anstieg
der Stimmen um 14 Prozent. Das Jahr nach diesen Wahlen ist ein Wendepunkt in
der politischen Geschichte Kambodschas. Prominente Ereignisse sind die
Ermordung des populären kambodschanischen Politikkommentators und
Aktivisten Kem Ley am Morgen des 19. Juli 2016.

Als nächstes verhaftete die KVP-Regierung am 4. September 2017 den Führer der
wichtigsten Oppositionspartei, Kem Sokha, wegen des Vorwurfs, er habe sich mit
der US-Regierung verschworen, um einen Putsch zu planen. Die beiden anderen
Führer des CNRP, Sam Rainsy und Mu Sochua, flohen ins Exil nach Frankreich
und Thailand. Der Oberste Gerichtshof Kambodschas hat am 17. November 2017
die einzige lebensfähige Oppositionspartei in Kambodscha, die CNRP, verboten.
Dieses Manöver wurde dadurch ermöglicht, dass die unabhängigen Medien in
Kambodscha eliminiert wurden. Die Cambodian Daily wurde geschlossen, ihre
letzte Ausgabe mit dem Titel „Descent into Outright Dictatorship“ wurde am 4.
September 2017 veröffentlicht. Darüber hinaus wurden mindestens 15
Radiosender eingestellt. Die kambodschanischen Parlamentswahlen 2018 endeten
ohne wirklichen innenpolitischen Konkurrenten mit dem Sieg der KVP, die alle
125 Sitze in der Nationalversammlung einnahm.

Der letzte nennenswerte öffentliche Protest in Kambodscha fand also 2014 statt,
als Textilarbeiterinnen ermordet wurden. Um dieses Kapitel endgültig
abzuschließen, sprach das Amtsgericht Phnom Penh im Dezember 2018 sechs
Gewerkschaftsführer schuldig, im Dezember 2013- Januar 2014 gewalttätige
Proteste gegen die Regierung angestiftet zu haben. Sie wurden mit
Bewährungsstrafen zwischen acht Monaten und viereinhalb Jahren und zur
Zahlung von insgesamt 8.692 Dollar Strafe verurteilt.



Das Zuckerbrot
Zeitgleich mit diesen eindeutig repressiven Ereignissen haben die Einkommen
der kambodschanischen Textilarbeiter paradoxerweise einen beispiellosen
Anstieg erlebt. Der monatliche Mindestlohn ist von 80 Dollar im Jahr 2013 auf
170 Dollar im Jahr 2018 gestiegen. Laut ILO (2018) macht dieser ‚Grundlohn‘ (das
monatliche Minimum) rund 68% des monatlichen ‚Take-Home-Lohns‘ aus, was
bedeutet, dass die Arbeitnehmer auf Zuschläge, Überstunden und Zuschüsse
angewiesen sind, um (individuell) auf einen Existenz sichernden Lohn zu kommen,
der trotz rascher Steigerungen noch nicht erreicht wurde.

 

Tabelle  1:  Lohnentwicklung  in  der  Textil-,
Bekleidungs-  und  Schuhindustrie

Jahr
Nominaler

Mindestlohn in
Dollar

Preisbereinigter
Mindestlohn (2010 = 100)

2013 80 71,01

2014 100 86,86

2015 128 109,33

2016 140 115,17

2017 153 123,8

2018 170

Wachstumsrate 2013-18 16,27% 14,91%
 

Auch wenn Lohnzuwachs ein Sieg für die aufkommende Arbeiterbewegung
Kambodschas ist, so ist dieser bittersüß. Der gegenwärtige Kampfzyklus war
durch Proteste unterschiedlicher Größe gekennzeichnet, doch die Möglichkeit,
diese fortführen zu können, wurde genommen. Gewerkschaftsführer wurden
kriminalisiert, die unabhängigen Medien eliminiert. Damit ist auch die
Oppositionspartei, die Arbeitnehmerfragen von Anfang an zum zentralen Thema
des Parteiprogramms gemacht hatte, weg vom Fenster.



Durch die gezielte Ausrichtung auf einen bestimmten Sektor (Bekleidung und
Schuhherstellung) in Phnom Penh und Umgebung konnte der kambodschanische
Staat die Kritik entkräften, dass er die Anliegen der Arbeitnehmer nicht
berücksichtigt. Gleichzeitig wurden die Arbeitnehmerfragen in eine
ökonomistische Ecke gestellt. Alle institutionellen Kanäle, um die drängenden
sozialen und politischen Probleme zu lösen, wurden aufgelöst oder sind auf Jahre
geschwächt. Anliegen anzugehen, die auf absehbare Zeit ausgerottet oder in
Unordnung geraten sind. Die Zugeständnisse dienen damit auch der Einhegung
der potenziell politisierten Umverteilungsforderungen der
Bekleidungsarbeiter*innen, die mit breit angelegten sozialen Bewegungen
verknüpft werden könnten.
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